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Wolfgang Günter Lerch 70
Er kommt regelmäßig in die Redakti-
on, um über die Weltläufte zu reden
oder um von einem neuen Projekt zu
berichten. Mit leicht spitzbübischem
Stolz erwähnt er en passant, dass gera-
de abermals ein neues Buch von ihm er-
schienen sei. Seit seinem Ausscheiden
aus dem „aktiven“ Berufsleben im Juli
2012 hat Wolfgang Günter Lerch
nichts von seiner Schaffenskraft ver-
loren. Seine Produktivität, es ist die
eines in sich ruhenden Menschen, ist
beispiellos. Er ist Sachbuchautor, Bio-
graph und mittlerweile auch Roman-
cier. Kultur und Geschichte des Islams,
der Türkei, Arabiens – von seinen Her-
zensthemen kann er nicht lassen. Nach
dem Studium der Islamkunde, der Phi-
losophie und der Religionswissen-
schaft in Freiburg und Tübingen trat
Lerch 1978 in die politische Redaktion
dieser Zeitung ein, wo er sich um die
islamische Welt kümmerte. Er wurde
ein weithin anerkannter Nahost-Spe-
zialist, dessen Einschätzungen und
Analysen von vielen außenpolitischen
Akteuren geschätzt wurden. Von sei-
nem immensen Wissen profitierten
alle seine Leser. Lerch ist ein wandeln-
des Lexikon, dessen großes Talent dar-
in besteht, historische und kulturelle
Hintergründe mit der Tagesaktualität
zu verbinden, und dies in einer Spra-
che, die nicht aufgeblasen ist, sondern
klar, schnörkellos und verständlich.
Lerch repräsentiert den in den Redak-
tionen vom Aussterben bedrohten Ty-
pus des Privatgelehrten, der den Redak-
tionsabläufen mit einer gewissen störri-
schen Eigenwilligkeit begegnet, dem
aber jedes prätentiöse Darstellungsge-
habe zuwider ist. Die Leidenschaft,
mit der er sich seinen Themen widmet,
tritt gelegentlich auch zutage, wenn er
die Kritik an der islamischen Welt für
überzogen hält. In Redaktionskonfe-
renzen konnte er sich darüber – und
über manche politische Verrücktheit –
herrlich aufregen. Wolfgang Günter
Lerch, geboren am 21. März 1946 im
hessischen Friedberg, aufgewachsen
im Schwäbischen, der türkischen Lyrik
zugetan, wird an diesem Montag sieb-
zig Jahre alt. (K.F.)

BEIRUT, 20. März. Er will sich nicht
entschuldigen. „Wie kann ich mich für
eines meiner Ziele entschuldigen?“,
fragt Muhammad Alloush, der Chefun-
terhändler der syrischen Opposition in
Genf. Alloush stammt aus den Reihen
der kampfstarken, von Saudi-Arabien
unterstützten salafistischen Rebellen-
gruppe Dschaisch al Islam („Armee des
Islams“), die mehrere Vorstädte von Da-
maskus kontrolliert. Sein Vetter, Zahran
Alloush, der im Dezember bei einem
Luftangriff getötet wurde, war einer der
mächtigsten Kriegsfürsten in Syrien.

Muhammad Alloush hatte Baschar al
Assad den Tod gewünscht: Der Gewalt-
herrscher solle vor ein Gericht gestellt

und exekutiert wer-
den. „Das war eine
Forderung des Vol-
kes“, sagt er im Ge-
spräch mit dieser Zei-
tung sowie den Zei-
tungen „Le Monde“
und „Guardian“. Der
Unterhändler des As-
sad-Regimes, der sy-

rische UN-Botschafter Baschar al
Dschaafari, hatte Alloush nach dessen
Äußerung als „Terroristen“ bezeichnet
und direkte Gespräche ausgeschlossen.
Alloush müsse sich erst entschuldigen
und „seinen Bart abrasieren“, sagte
Dschaafari verächtlich.

Der giftige Schlagabtausch ist ein Zei-
chen für das tiefe Misstrauen zwischen
den syrischen Konfliktparteien. Entspre-
chend mühsam ist es für die internatio-
nalen Vermittler in Genf, substantielle
Fortschritte bei den Gesprächen zu er-
reichen. So sollen die Feuerpause verste-
tigt und ein institutioneller Rahmen für
ihre Durchsetzung und Überwachung ge-
schaffen werden. Und eigentlich hatte
der UN-Sondergesandte Staffan de Mis-
tura auch Gespräche über einen politi-
schen Übergang angestrebt. Doch das
Assad-Regime scheint nicht willens zu
sein, darüber zu verhandeln.

Nicht nur die Vertreter der Oppositi-
on werfen der Delegation aus Damas-
kus vor, die Gespräche zu blockieren.
Auch westliche Diplomaten kritisieren,
Assads Leute spielten auf Zeit. Die
jüngste russische Ankündigung, einen
Teil der Truppen aus Syrien abzuziehen,
wird gemeinhin als Zeichen russischen
Unmuts über die Weigerung des Re-
gimes verstanden, sich ernsthaft an den
Gesprächen zu beteiligen. Damaskus, so
heißt es von verschiedenen Seiten in der
syrischen Hauptstadt, sei von diesem
Schritt überrascht worden. Der russi-
sche Präsident, so heißt es weiter, habe
einige zuvor sehr selbstbewusste Funk-
tionäre sehr nervös gemacht.

So wähnt sich die Opposition, die sich
während der vergangenen Genfer Ge-
spräche bedrängt und im Stich gelassen

fühlte, dieses Mal in einer besseren Posi-
tion. Alloush bekundet den eigenen gu-
ten Willen und zeigt mit dem Finger auf
die Vertreter des syrischen Machtha-
bers. Das Regime fliege weiter Luftan-
griffe und belagere von der Opposition
gehaltene Regionen. Russland, kritisiert
er, biete der Bevölkerung in solchen Re-
gionen Nahrungsmittellieferungen im
Gegenzug zu Feuerpausen an, was ge-
gen internationales Recht verstoße. Der
islamistische Chefunterhändler spielt
auf die sogenannten Versöhnungskomi-
tees an, die örtliche Waffenstillstände
aushandeln und dabei oft die Kriegsmü-
digkeit der Bevölkerung nutzen.

Das syrische Hohe Verhandlungsko-
mitee, in dessen Namen Alloush spricht,
hat nach seinen Worten dem UN-Son-
dergesandten ein Konzept für eine Über-
gangsregierung unterbreitet. Demnach
will die Opposition eine Übergangsre-
gierung mit allen Vollmachten – aber
ohne Assad. Neben den Regierungsorga-
nen wolle man zudem Räte wie einen
Militärrat, einen Sicherheitsrat und ei-
nen Justizrat schaffen, mit deren Hilfe
die Übergangsperiode bewältigt werden
solle. Ferner solle eine verfassunggeben-
de Versammlung gewählt werden.

Das Regime hingegen, sagt Alloush,
habe acht Punkte vorgelegt, die der Op-
position übergeben worden seien und
auf welche die Assad-Gegner de Mistura
an diesem Montag Antworten geben
müssten. „Aber diese acht Punkte sind
sehr vage und weichen dem Thema poli-
tischer Übergang aus“, sagt Alloush. Sie
hätten keinen Bezug zur Verwirklichung
der UN-Resolution 2254 über einen poli-
tischen Prozess. „Es ist jetzt nicht an der
Zeit, über die Befreiung der Golanhö-
hen zu sprechen.“ Zudem habe das Re-
gime nur einen Teil der humanitären
Forderungen der Opposition erfüllt, zu
denen Alloush neben Hilfslieferungen
auch die Freilassung Gefangener zählt.

„Das Vertrauen ist gleich null“, heißt
es aus der Delegation der Assad-Gegner
in Genf. Daran haken demnach auch die
Verhandlungen über die Freilassung von
Gefangenen. Die Opposition fürchte,
dass die genannten Gefangenen umge-
bracht würden, sobald dem Regime eine
Liste übergeben werde. Sie verlange da-
her Garantien der Amerikaner, über die
während dieser Genfer Gesprächsrunde
weniger Kritik geäußert wird als bei den
vergangenen Verhandlungen. Es gebe
größeren amerikanischen Druck auf den
Gegner, sagt Alloush, der aber verlangt,
dass Washington den Druck weiter er-
höht, auf dass „alle humanitären Forde-
rungen“ erfüllt würden. Zuletzt gab es in-
des auch Berichte, nach denen seine Re-
bellengruppe Dschaisch al Islam Hilfslie-
ferungen zunächst aufgehalten oder zur
Demonstration eigener militärischer
Stärke genutzt habe. (cheh.)

hcr. JERUSALEM, 20. März. Das israe-
lische Verteidigungsministerium hat Er-
mittlungen gegen die Organisation
„Breaking the Silence“ aufgenommen.
Der regierungskritischen Gruppe israeli-
scher Veteranen, die nicht über die
schwierigen Erfahrungen schweigen
wollen, die sie und andere Israelis wäh-
rend ihres Militärdienstes in den Palästi-
nensergebieten gemacht haben, wird
vorgeworfen, ehemalige Soldaten nach
geheimen militärischen Informationen
gefragt zu haben. Diesen Eindruck legte
ein Fernsehbericht der vergangenen Wo-
che nahe, der Mitschnitte von Gesprä-
chen enthielt, die mit versteckter Kame-
ra gefilmt worden waren.

Die rechte, den Siedlern nahestehen-
de Gruppe Ad Kan hatte mehrere Mit-
glieder bei „Breaking the Silence“ einge-
schleust, die das Filmmaterial dem israe-
lischen Sender Channel 2 zur Verfügung
stellten. Darauf ist zu sehen und zu hö-
ren, wie ehemalige Soldaten nach Ar-
meeeinsätzen gegen die Tunnel gefragt
werden, die von der Hamas von Gaza
nach Israel gegraben wurden, oder wo
bestimmte Militäreinheiten stationiert
sind. In einem Filmausschnitt wird zu-
dem eine Frau aufgefordert, sich bei der
Militärverwaltung um eine Verwendung
für die Palästinensergebiete zu bewer-
ben, um nach ihrem Dienst „Breaking
the Silence“ darüber zu berichten.

Ministerpräsident Benjamin Netanja-
hu warf der Gruppe vor, sie habe „eine
rote Linie überschritten“. Einwande-
rungsminister Zeev Elkin äußerte die
Befürchtung, dass die vorwiegend mit
ausländischer Unterstützung finanzier-
te Organisation für Spionage ausgenutzt

worden sein könnte. Der ehemalige Fi-
nanzminister Jair Lapid hielt der Grup-
pe vor, sie schade Israel, das sich gegen
Terroristen zur Wehr setzen müsse.
„Breaking the Silence“ wies die Anschul-
digungen als unbegründet zurück. „Sied-
lergruppen und ihre Freunde in der Re-
gierung werden alles tun, was in ihrer
Macht steht, um diejenigen zum Schwei-
gen zu bringen, die sich gegen die Beset-
zung (der Palästinensergebiete) ausspre-
chen“, heißt es in einer Erklärung. Vom
Verrat militärischer Geheimnisse könne
keine Rede sein: Sämtliche Augenzeu-
genberichte früherer Soldaten würden
von der Gruppe genau überprüft und
vor der Veröffentlichung dem Militär-
zensor vorgelegt.

„Breaking the Silence“ und andere lin-
ke Menschenrechtsgruppen klagen seit
Monaten über eine gegen sie gerichtete
Kampagne. Rechte Organisationen und
mehrere Minister hielten „Breaking the
Silence“ vor, gegen Israel zu „hetzen“
und Lügen über das Land zu verbreiten.
Die Regierung verbot Mitgliedern der
Organisation, an Veranstaltungen der
Armee teilzunehmen und vor Schülern
zu sprechen. Nach Angaben von „Brea-
king the Silence“ hatten Mitglieder von
Ad Kan zuvor mehrfach vergeblich ver-
sucht, die Gruppe mit falschen Zeugen-
aussagen zu diskreditieren. Gegen Ad
Kan lässt das israelische Justizministeri-
um laut Presseberichten wegen des Ver-
dachts ermitteln, die Gruppe erhalte ei-
nen Teil ihrer Mittel vom „Regionalrat
von Samarien“, der für die Siedlungen
im nördlichen Westjordanland zustän-
dig ist und von der israelischen Regie-
rung finanziert wird.
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LISSABON, 20. März. Wenn ein europäi-
scher Politiker, der in seinem Land um je-
den Preis an die Macht will, dazu die Hilfe
von Alexis Tsipras erbittet, muss er sie drin-
gend nötig haben. So geschah es in der ver-
gangenen Woche in Brüssel, als der spani-
sche Sozialistenführer Pedro Sánchez dem
griechischen Ministerpräsidenten nicht
nur seine private Handynummer aufdräng-
te, sondern ihm vor laufender Kamera
auch anvertraute: „Er blockiert.“ Gemeint
war damit Podemos-Chef Pablo Iglesias.
Aus der Sicht des schon zweimal im Parla-
ment gescheiterten Kandidaten Sánchez
verhindert Iglesias, dass es in Madrid zu ei-
nem Linkspakt und einer „Regierung des
Wandels“ unter seiner Führung kommt.

Sánchez hieß auf dem Treffen der euro-
päischen Sozialisten, an dem der Syriza-
Vorsitzende Tsipras zum ersten Mal als Be-
obachter teilnahm, den Griechen nicht
nur „in der Familie willkommen“. Er er-
suchte ihn auch um aktive Intervention
bei der spanischen Syriza-Schwester Pode-
mos, damit die „Austeritätspolitik“ in Spa-
nien endlich abgeschafft werden könne.
Doch der Bittsteller hatte nicht viel Er-
folg. So ließen „Vertraute“ von Tsipras spä-
ter wissen, dass dieser „Pablo nicht sagen
wird, dass er Dinge tun soll, die er nicht
tun will“.

Pablo Iglesias, der sich in einem erbitter-
ten innerparteilichen Machtkampf durch-
gesetzt hat, hatte zuletzt nur wenig Zeit
und Lust für Verhandlungen mit Sánchez
über ein „großes Linksbündnis“. Dieses
strebt Sánchez nach drei Monaten frucht-
loser Bemühungen um eine Regierungsbil-
dung nun nahezu verzweifelt an. Das
Bündnis soll Neuwahlen verhindern und
Sánchez an die Spitze bringen. Letzteres
wollte auch der „Realo“-Flügel von Pode-
mos, vertreten durch Iglesias’ Nummer
zwei: Iñigo Errejón. Dieser wollte auf die

Sozialisten zugehen. Um Errejón jedoch
zu zeigen, wer Herr im Hause ist, setzte
Iglesias demonstrativ die Nummer drei,
nämlich den Errejón-Vertrauten Sergio
Pascual, ohne jegliche Konsultation ir-
gendwelcher Parteiorgane wegen angebli-
cher Unfähigkeit von seinem Posten als
Organisationssekretär ab. Iglesias, der da-
mit wieder dem Urteil seines Parteigenos-
sen Juan Carlos Monedero, ein „liebens-
würdiger Leninist“ zu sein, gerecht ge-
worden sein dürfte, setzte aber nicht nur
ab, sondern ernannte als Nachfolger den
erklärten „Antikapitalisten“ Pablo Eche-
nique vom linkesten Podemos-Flügel. Da-
mit mag die Machtfrage zugunsten der
ideologischen Fundamentalisten vorläu-
fig entschieden sein. Eine Annäherung
zwischen den Sozialisten (PSOE) um Sán-
chez und Podemos wird dadurch aller-
dings nicht einfacher.

Das „große Linksbündnis“ ist der letzte
Strohhalm, an den sich Sánchez klammert,
seit seine Versuche, mit Hilfe der liberalen
Ciudadanos-Partei eine Mehrheit im Parla-
ment zu erringen, mangels Zulauf aus an-
deren Gruppen misslungen sind. Dabei
hätten die Sozialisten auch mit Podemos
keine Mehrheit, sondern wären auf die To-
lerierung durch baskische Nationalisten
und katalanische Separatisten angewie-
sen. Das wiederum könnte Sánchez partei-
intern kaum durchsetzen.

Bewegt sich also vor der Karwochen-
Pause in Spanien nicht viel auf der Lin-
ken, so herrscht zugleich völlige Lähmung
bei den Konservativen. Der geschäftsfüh-
rende Ministerpräsident Mariano Rajoy
beharrt auf seinem Anspruch, als Vertre-
ter der stärksten Fraktion im Parlament
ein Recht auf die Regierungsbildung zu ha-
ben. Obwohl keine der übrigen Parteien
wegen der schwelenden Korruptionsskan-
dale in der Volkspartei (PP) mit ihm auch

nur verhandeln möchte, sieht er sich trotz-
dem auch als nächster Spitzenkandidat für
vorgezogene Wahlen. Er setzt darauf, dass
die Frist, welche die Verfassung für eine
Regierungsbildung setzt und die am zwei-
ten Mai abläuft, verstreichen wird, so dass
die Spanier dann am 26. Juni abermals ab-
stimmen müssen.

Das politische Panorama, welches die
jüngste Umfrage von Metroscopia im Auf-
trag der Zeitung „El País“ zeichnet, kün-
digt dafür inzwischen einige Veränderun-
gen an. Danach würde Rajoys PP im Ver-
gleich zur Wahl vom Dezember leicht ver-
lieren (nur noch 26 statt zuvor 28,7 Pro-
zent) und Sánchez’ PSOE etwas zulegen
(von 22 auf 23,1). Den größten Gewinn-
sprung verheißt die Erhebung den libera-
len Ciudadanos (von 13,9 auf 19,5). Ihr
Vorsitzender Albert Rivera hat als be-
mühter, obschon bislang ebenfalls erfolg-
loser Vermittler in der Regierungsbil-
dung an nationalem Ansehen gewonnen.
Verlierer wäre Iglesias’ Podemos (nur
noch 16,8 statt 20,7). Anstatt die Sozialis-
ten in einem zweiten Anlauf zu überflü-
geln, würde dies nur für den letzten Platz
in der neuen spanischen Parteien-Quadri-
ga reichen.

Beleidigt nach der lächelnden Abfuhr
von Tsipras, ging Sánchez wieder ein
Stück auf Distanz zu Syriza. Sánchez erin-
nerte daran, dass die spanischen Sozialis-
ten „skeptisch“ gewesen seien, als der
Grieche damals in Athen an die Regie-
rung gelangte. Daraufhin schlug ihm ein
Sprecher der Volkspartei vor, es statt mit
der extremen europäischen Linken doch
vielleicht besser mit zwei anderen erwie-
senen Podemos-Freunden in Lateiname-
rika als Vermittler zu versuchen: mit dem
venezolanischen Präsidenten Nicolás Ma-
duro oder mit dem Präsidenten Boli-
viens, Evo Morales.

FRANKFURT, 20. März (epd). In sechs
afrikanischen Ländern waren am Sonn-
tag mehrere Millionen Menschen zu
Wahlen aufgerufen. In Kongo-Brazza-
ville, Niger, Benin, auf den Kapverden
und auf Sansibar wurden neue Präsiden-
ten und Regierungen gewählt. In Senegal
fand ein Referendum über eine neue Ver-
fassung statt, die unter anderem die
Amtszeit des Präsidenten von sieben auf

fünf Jahre verkürzen und maximal zwei
Amtsperioden erlauben würde.

Die Abstimmungen verliefen weitge-
hend friedlich. In Kongo-Brazzaville
kam es jedoch zu Spannungen zwischen
Oppositionellen und der Regierung. Die
Regierung in Brazzaville hatte Mobil-
funkverbindungen abschalten lassen.
Dort trat der seit 31 Jahren regierende
Denis Sassou Nguesso für eine weitere
Amtszeit an. In Niger wurde in einer
Stichwahl ebenfalls ein neuer Präsident
gewählt, obwohl der Kandidat der Oppo-
sition im Gefängnis sitzt.

Giftiger Schlagabtausch
unter Syrern in Genf
Assad-Gegner: Null Vertrauen in Regime-Delegation

Ermittlungen gegen Militärkritiker
„Breaking the Silence“ weist Vorwürfe zurück

 PARIS, 20. März

A
m 18. März 1962 vereinbarten
Franzosen und Algerier im Hotel
du Parc in Evian nach acht Jahren

Krieg einen Waffenstillstand. Die Waffen-
ruhe trat am 19. März in Kraft, aber
Frankreich streitet bis heute, ob es sich
dieses Datums erinnern soll. Als erster
Präsident hat nun François Hollande am
Samstag in Paris des 19. März 1962 ge-
dacht und zu einem „Frieden der Erinne-
rung“ aufgerufen.

Das war ein vergeblicher Appell, denn
allein die Tatsache, dass ein Staatspräsi-
dent den 19. März zum „Anfang vom
Ende“ des Algerien-Konflikts erhob, führ-
te zu empörten Reaktionen. Der frühere
Präsident Nicolas Sarkozy hielt seinem
Nachfolger vor, „einen Krieg der Erinne-
rung“ heraufzubeschwören. „Wer den 19.
März wählt . . ., der glaubt, dass es eine
gute und eine schlechte Seite der Ge-
schichte gibt und dass Frankreich auf der
schlechten Seite stand“, kritisierte Sarko-
zy. Er spielte damit auf jene Franzosen
an, für die der 19. März weiterhin den
„Verrat“ Präsident Charles de Gaulles an
den Siedlern und an der Armee markiert.
Vier Jahre vor dem Waffenstillstand in
Evian war de Gaulle in Algier vor die
Menge getreten, die den Fortbestand des

„französischen Algeriens“ forderte, und
hatte gerufen: „Ich habe Sie verstanden!“
Doch seinem Minister Alain Peyrefitte
vertraute de Gaulle an, dass er nicht dar-
an glaube, die algerischen Muslime dauer-
haft in die französische Nation einbinden
zu können. „Das würde schon in wenigen
Jahren eine Nation mit 30 Millionen mus-
limischen Bürgern bedeuten“, zitierte
Peyrefitte den General. Bis heute prägt
diese Entscheidung das schwierige Ver-
hältnis zu den Franzosen muslimischen
Glaubens und bleibt „eine Vergangen-
heit, die nicht vergeht“.

Nach der Vereinbarung von Evian ging
der Terror weiter. Die Geheimarmee OAS
(Organisation de l’Armée Secrète) kolo-
nialistisch gesinnter französischer Mili-
tärs und gewaltbereiter Siedler intensi-
vierte ihre Anschläge. Die algerischen Un-
abhängigkeitskämpfer rächten sich mit
blutigen Gegenschlägen. Ein friedliches
Zusammenleben zwischen Algeriern und
französischen Siedlern war nicht mehr
möglich. „Koffer oder Sarg“, lautete die
Drohung, die rund 900 000 sogenannte
Schwarzfüße („pieds-noirs“) noch vor der
Unabhängigkeitserklärung Algeriens am
5. Juli 1962 aus dem Land flüchten ließ.
Aber auch den „Harkis“, den algerischen
Soldaten, die in Hilfstruppen für die fran-
zösische Armee gekämpft hatten, blieb
nur die Wahl zwischen Flucht und Tod.
Die französische Regierung scherte sich
nicht um ihr Schicksal. Etwa 150 000 Har-
kis und ihre Familien wurden massa-
kriert, weitere 150 000 von ihnen konn-
ten sich mit ihren Angehörigen nach
Frankreich retten, wo sie zunächst in La-
ger hinter Stacheldraht eingepfercht wur-
den. Das rief Hollande in seiner Rede vor
dem Mahnmal ins Gedächtnis, das an die
Konflikte vor der Unabhängigkeit Alge-
riens, Marokkos und Tunesiens erinnert.

„Die Harkis wurden auf dramatische Wei-
se von Frankreich im Stich gelassen“, sag-
te er. Auf eine staatliche Entschädigung
für das erlittene Leid warten die Harkis
noch immer.

Die Pieds-noirs und ihre Nachkommen
gehören in weiten Teilen zur Stammwäh-
lerschaft des Front National (FN). Die
Partei Marine Le Pens hat in den von ihr
bei den Kommunalwahlen eroberten
Kommunen die „Straßen des 19. März“
umbenannt und ihnen Namen von franzö-
sischen Generälen gegeben, die für ein
französisches Algerien kämpften. „Der
Präsident vergewaltigt die Erinnerung
der Kriegsveteranen, der Harkis und der
Siedler, die für Frankreich ihr Blut vergos-
sen haben“, kritisierte Le Pen. Hollande
drücke „Verachtung“ für Hunderttausen-
de seiner Landsleute aus, die mit dem 19.
März tragische Erinnerungen verbinden,
sagte die FN-Vorsitzende.

Mit Erleichterung denken hingegen die
meisten Wehrpflichtigen an den 19. März
zurück, da er das Ende ihres Kampfeinsat-
zes in Algerien markiert. 1,5 Millionen
Franzosen der Jahrgänge 1932 bis 1943
mussten im Algerien-Krieg dienen.
27 000 Franzosen fielen. Die linke Mehr-
heit im Parlament hatte den Gedenktag
des 19. März Ende 2012 eingeführt. Hol-
lande zögerte jedoch drei Jahre lang, ihn
zu begehen. Der Historiker Benjamin Sto-
ra sagte zu Hollandes Verteidigung, die
Kritiker des 19. März seien außerstande,
ein anderes Datum zum Gedenken an den
Algerien-Krieg vorzuschlagen. Der 50.
Jahrestag der Unabhängigkeit Algeriens
war in Frankreich ignoriert worden. „Die
Größe eines Landes bemisst sich an seiner
Fähigkeit, sich seiner Geschichte zu stel-
len“, sagte der Präsident. „Wer den Krieg
der Erinnerung befeuert, der bleibt ein Ge-
fangener der Vergangenheit“, schloss er.

Personalien

Lammert gegen Immunität
Bundestagspräsident Norbert Lammert
hat sich gegen die parlamentarische
Immunität von Abgeordneten ausge-
sprochen. Er sehe „keine Vorteile“ in
dem grundgesetzlich festgeschriebenen
Schutz vor Strafverfolgung, sagte der
CDU-Politiker dem „Tagesspiegel“
(Sonntagsausgabe). „Immunität wird in
der Öffentlichkeit häufig als Privileg
der Abgeordneten angesehen, ist in
Wirklichkeit aber eher eine Belastung,
da ein Immunitätsverfahren immer mit
erheblicher Publizität verbunden ist, die
schnell auch den Charakter einer Vor-
verurteilung annehmen kann“, sagte
Lammert. Der Vorsitzende des Bundes-
tags-Immunitätsausschusses, Johann
Wadephul (CDU), widersprach dem
Vorschlag. Lammert schlug vor, in Um-
kehrung der bisherigen Praxis im Bun-
destag ein Verfahren wie im branden-
burgischen Landtag einzuführen. Dort
seien Ermittlungs- und Strafverfahren
gegen Abgeordnete jederzeit möglich,
jedoch auszusetzen, wenn der Landtags-
präsident, eine Fraktion oder ein Parla-
mentarier dies beantragten, weil durch
eine Strafverfolgung die parlamentari-
sche Arbeit beeinträchtigt werde. (dpa)

Rohani kommt nach Wien
Der iranische Präsident Hassan Rohani
wird Ende März zu einem zweitägigen
Besuch in Wien erwartet. Der österrei-
chische Bundespräsident Heinz Fischer
werde Rohani mit militärischen Ehren
empfangen und mit ihm zusammen an
einem Wirtschaftsforum teilnehmen,
heißt es in Wien. Der Besuch ist in
Österreich umstritten, zumal seit die
iranischen Revolutionsgarden Anfang
März Mittelstreckenraketen getestet ha-
ben, die teils mit antiisraelischen Paro-
len bemalt waren. Die Grünen, die iran-
kritische Plattform „Stop the Bomb“,
die Israelitische Kultusgemeinde Wien
und der Club der Freunde Israels forder-
ten, die Einladung an Rohani zurückzu-
nehmen. Auch die deutsche Bundes-
regierung hatte zuletzt die Raketen-
tests verurteilt. „Derartige Tests sind
nach unserer Auffassung unvereinbar
mit den geltenden Resolutionen des
UN-Sicherheitsrats“, sagte eine Spre-
cherin des Auswärtigen Amtes. (löw.)

Vatikan will Akten freigeben
Der Vatikan hat die Freigabe seiner Ar-
chivdokumente über die Militärdikta-
tur in Argentinien angekündigt. Das be-
richtete Radio Vatikan am Sonntag un-
ter Berufung auf den Generalsekretär
der Argentinischen Bischofskonferenz,
Bischof Carlos Malfa. Die Akten aus
der Zeit der Militärregierung (1976 bis
1983) im Heimatland von Papst Franzis-
kus würden derzeit geordnet, um sie
dann zu veröffentlichen, so Malfa. Bei
den Dokumenten handele es sich vor-
wiegend um Briefe von Angehörigen
von Verschwundenen, die die katholi-
sche Kirche baten, sich bei den Militärs
für ihre verschleppten Verwandten ein-
zusetzen. Papst Franziskus werde am
Mittwoch im Vatikan Angehörige der
Vermissten empfangen. Die damalige
Führung der katholischen Kirche Ar-
gentiniens wurde oft beschuldigt, die
Verbrechen der Diktatur verschleiert
zu haben. (KNA)

Sehnsucht nach Griechenland
Wie der spanische Sozialist Pedro Sánchez bei Tsipras um Hilfe bat / Von Leo Wieland

Wahlen in sechs
afrikanischen Ländern

Im Krieg der Erinnerungen

Wichtiges in Kürze

Bundespräsident Joachim Gauck ist am Sonntag zu einem fünf Tage dauernden Besuch in China eingetroffen. Auf dem Flughafen in
Peking wurden Gauck und seine Lebensgefährtin Daniela Schadt von Kindern mit Blumen begrüßt. An diesem Montag trifft der Bun-
despräsident mit Staats- und Parteichef Xi Jinping sowie Ministerpräsident Li Keqiang zusammen. Neben Peking gehören Xian sowie
die Wirtschaftsmetropole Schanghai zu den Reisezielen Gaucks.  Foto dpa

Frankreich gedenkt erstmals
des Endes des Algerien-
Krieges im Jahr 1962.
Dabei zeigt sich, wie sehr
das Ereignis das Land bis
heute aufwühlt.

Von Michaela Wiegel


